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Alkohol, Drogen und Verwahrlosung an nordrhein-westfälischen Hauptbahnhöfen:  
Werden weitere Verkehrsknotenpunkte im NRW Nah- und Fernverkehr mit  
Alkoholkonsumverbot belegt? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Die Deutsche Bahn hat am 26. Mai 2026 ein Alkoholkonsumverbot an mehreren Hauptbahn-
höfen in Nordrhein-Westfalen eingeführt, konkret in Bonn, Düsseldorf, Duisburg, Essen, Dort-
mund und Münster.1 Am Kölner Hauptbahnhof gilt ein entsprechendes Verbot bereits seit An-
fang April 2026.  
 
Die Deutsche Bahn setzt die Maßnahme nach eigener Darstellung im engen Schulterschluss 
mit der Bundespolizei um. Das Verbot betrifft den Konsum alkoholischer Getränke sowie das 
Mitführen alkoholischer Getränke zum Konsum im Bahnhofsbereich. Bei Verstößen kommen 
nach öffentlichen Berichten Hinweise, Platzverweise und im Wiederholungsfall Hausverbote 
in Betracht. Das Alkoholkonsumverbot wird mit mehr Sicherheit, Ruhe und Aufenthaltsqualität 
an den betroffenen Bahnhöfen begründet. 
 
Auch an anderen großen Bahnhöfen in Nordrhein-Westfalen, bspw. dem Hbf Bochum und 
dem Hbf Wuppertal, bestehen Sicherheits-, Ordnungs- und Verwahrlosungsprobleme. Inso-
fern stellt sich die Frage, ob die Landesregierung über ein eigenes Lagebild zu offenen Alko-
hol- und Drogenszenen, Vermüllungs- und Reinigungskosten sowie Kriminalitätsbelastungen 
an bisher nicht einbezogenen Verkehrsknotenpunkten des öffentlichen Nah- und Fernverkehrs 
verfügt. 
 
 
Der Minister für Umwelt, Naturschutz und Verkehr hat die Kleine Anfrage 8317 mit Schrei-
ben vom 28. Juli 2026 namens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister des 
Innern beantwortet. 
 
  

 
1 https://www.deutschebahn.com/de/presse/presse-regional/pr-duesseldorf-de/presseinformationen-
regional/DB-fuehrt-an-weiteren-NRW-Bahnhoefen-Alkoholkonsumverbot-ein-13884532 
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Vorbemerkung der Landesregierung 
 
Bahnhöfe, das heißt ein Großteil der Empfangsgebäude sowie alle infrastrukturseitigen Ele-
mente, wie die Bahnsteige, liegen in originärer Zuständigkeit der DB InfraGO und damit des 
Bundes. Die DB InfraGO übt dort das Eigentümer- und Hausrecht aus und hat im Rahmen 
dessen in Abstimmung mit der Bundespolizei auch das in der Kleinen Anfrage genannte Alko-
holkonsumverbot an mehreren Hauptbahnhöfen in Nordrhein-Westfalen eingeführt. Neben der 
DB InfraGo tragen die jeweiligen Kommunen die Verantwortung für die öffentliche Ordnung im 
Bahnhofsumfeld und den nicht im Eigentum der DB InfraGO stehenden Empfangsgebäuden.  
Darüber hinaus übernimmt die Bundespolizei die polizeilichen Aufgaben für alle Bahnanlagen 
der Eisenbahnen des Bundes.  
 
 
1. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung seit 2023 zum Beschwerdeauf-

kommen über alkohol-, drogen- oder verwahrlosungsbezogene Zustände an nord-
rhein-westfälischen Bahnhöfen vor? 

 
2. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung seit 2023 zur Thematik und zur 

konkreten Lage an den Hauptbahnhöfen in Bochum, Wuppertal, Gelsenkirchen, 
Bielefeld, Aachen, Hagen, Mönchengladbach und Oberhausen vor? 

 
3. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung seit 2023 zum Reinigungs- und 

Entsorgungsaufwand infolge alkohol-, drogen- oder verwahrlosungsbezogener 
Zustände an nordrhein-westfälischen Bahnhöfen vor? 

 
4. Welche Auswahlkriterien sind der Landesregierung für die Einbeziehung einzelner 

nordrhein-westfälischer Bahnhöfe in Alkoholkonsumverbote der Deutschen Bahn 
bekannt? 

 
Aufgrund des Sachzusammenhangs werden die Fragen 1 bis 4 gemeinsam beantwortet. 
 
Vor dem Hintergrund der o.g. Zuständigkeitsverteilung liegen der Landesregierung die hier 
begehrten Information nicht vor.  
 
 
5. Welche Gespräche hat die Landesregierung seit 2025 mit der Deutschen Bahn, der 

Bundespolizei, Kommunen oder Verkehrsunternehmen über Alkoholkonsumver-
bote oder vergleichbare Sicherheits-, Ordnungs- und Reinigungskonzepte an 
nordrheinwestfälischen Verkehrsknotenpunkten des SPNV geführt? 

 
Das seitens des Ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Verkehr geförderte Kompetenz-
center Sicherheit (KC S) hat u. a. die Aufgabe, Sicherheitsthemen landesweit zu koordinieren 
und zu beraten. Hierzu gehört auch ein regelmäßiger Austausch zwischen dem KC S, dem 
Land Nordrhein-Westfalen, konkret dem Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr, 
den SPNV-Aufgabenträgern, den Eisenbahnverkehrsunternehmen sowie der DB InfraGo und 
der Bundespolizei zu Sicherheits- und damit im Zusammenhang stehenden Sauberkeitsfragen 
an Bahnhöfen, die Auswirkungen auf die Sicherheit und das Sicherheitsgefühl von Reisenden 
haben können. Darüber hinaus ist das Thema „Sicherheit und Sauberkeit“ auch ein Baustein 
für die sich aus der Kooperationsvereinbarung zwischen dem Land und der DB InfraGO erge-
benen Gespräche.  
 


